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Dividende ohne Reformen?
Fiskalische Konsolidierung in Deutschland:

Christian Breuer

Innerhalb von zehn Jahren hat sich die finanzpolitische Si-
tuation in Deutschland gravierend verbessert. Während 
2005 das Budgetdefizit regelmäßig mehr als 3% betrug, 
werden nun strukturelle Überschüsse erwartet. Neben der 
außerordentlich günstigen Zinsentwicklung, lässt sich ein 
erheblicher Teil der Konsolidierung auf reduzierte Ausgaben 
für monetäre Sozialleistungen zurückführen. Die Reformen 
der sozialen Sicherungssysteme wurden überwiegend in 
den Jahren 2001 bis 2005 durchgeführt, entfalteten ihre 
Wirkung aber vor allem in den Folgejahren. Es lassen sich 
Parallelen zu den aktuellen Konsolidierungsversuchen in 
Südeuropa ziehen.

Das Mysterium einer Konsolidierung 

Als Angela Merkel vor zehn Jahren die Kanzlerschaft über-
nahm, wurde Deutschland noch als »kranker Mann Euro-
pas« betrachtet (vgl. Sinn 2007; Dustmann et al. 2014). Im 
Jahr 2005, als der Staatshaushalt in Spanien deutliche 
Überschüsse aufwies und die öffentliche Verschuldung 
Spaniens noch rund 40% des BIP betrug, verfehlte 
Deutschland das Maastricht-Defizitkriterium von 3% zum 
fünften Mal in Folge. Heute, während ein großer Teil der 
Eurozone in der Fiskal- und Schuldenkrise steckt, gleicht 
sich das Staatsbudget seit drei Jahren in Folge aus, und 
aktuelle Projektionen zeigen, dass der strukturelle Bud-
getüberschuss des Staates rund 1% des BIP beträgt (vgl. 
Abb. 1). Im Jahr 2014 konnte Bundesfinanzminister Wolf-
gang Schäuble sogar zum ersten Mal in der Geschichte 
seit 1969 einen ausgeglichenen Bundeshaushalt auswei-
sen. Das ausgeglichene deutsche Staatsbudget inmitten 
der europäischen »Schuldenkrise« überrascht aus Sicht 
anderer Länder, die mit einer überbordenden Schuldenlast 
zu kämpfen haben. Diese Länder sind nicht in der Lage, 
ihre Defizite auch mit harten Sparmaßnahmen zu reduzie-
ren, und es drängt sich die Frage auf, wie es zu dieser er-
folgreichen Konsolidierung der deutschen 
Staatsfinanzen kam. Hat Angela Merkel ih-
ren Landsleuten einen harten Sparkurs ver-
ordnet?

Dividende ohne Reformen

Aktuelle Beiträge verweisen darauf, dass die 
Staatsfinanzen in Deutschland derzeit von 
verschiedenen Sonderfaktoren profitieren, 
die überwiegend transitorischer Natur sind. 
Zu nennen sind etwa die niedrige Zinslast 
auf die deutsche Staatsverschuldung, die 
günstige Arbeitsmarktsituation in Folge der 
außerordentlichen konjunkturellen Situation, 
die niedrigen Ausgaben für staatliche Inves-
titionen sowie niedrige Ausgaben für soziale 

Leistungen aufgrund eines demographischen Zwischen-
hochs (vgl. etwa Breuer 2012; Boysen-Hogrefe 2013). Die-
se Argumente gelten insbesondere für die kurze Frist. Aber 
sie zeigen nicht, welche strukturellen Maßnahmen für die 
Konsolidierung der öffentlichen Finanzen in Deutschland im 
vergangenen Jahrzehnt von quantitativer Bedeutung wa-
ren. Diese lassen sich mit einem Blick auf das deutsche 
Staatsbudget erkennen.

Seit dem Jahr 2002 hat der deutsche Staatshaushalt sein 
Defizit um ca. 5 Prozentpunkte in Relation zum BIP zu-
rückgeführt. Das entspricht einer Konsolidierung von rund 
0,4 Prozentpunkten pro Jahr. Ein Teil dieser Verbesserung 
folgte womöglich konjunkturellen Faktoren. Betrachtet 
man jedoch das konjunkturbereinigte Defizit, so hat sich 
dieses im gleichen Zeitraum ebenfalls um 5 Prozentpunk-
te verbessert (vgl. Abb. 1).1 Viele Studien verweisen auf 
die gesunkenen Ausgaben für Zinsen auf die deutsche 
Verschuldung. In der Tat hat der Rückgang der deutschen 
Zinslast einen Teil zur Konsolidierung der Staatsfinanzen 
beigetragen. So sind die Staatsausgaben für Vermögen-
seinkommen von rund 3% des BIP im Jahr 2002 auf 1,8% 
im Jahr 2014 zurückgegangen, obwohl der Schul-
denstand im gleichen Zeitraum von 59 auf 75% des BIP 
gestiegen ist.2 Bezogen auf den gestiegenen öffentlichen 
Schuldenstand wären die staatlichen Zinsausgaben bei 
gleicher Zinsentwicklung demnach auf 3,8% des BIP an-
gestiegen und hätten jährlich 1,5–2 Prozent punkte bzw. 

 1 Dies ergibt sich schon deshalb, weil gängige Methoden zur Konjunktur-
bereinigung auf die Produktionslücke abstellen und diese für die Jahre 
2002 und 2014 nur sehr gering eingeschätzt wird. Den konjunkturberei-
nigten Angaben in diesem Artikel liegt das Verfahren von Girouard und 
André (2005) und Mourre et al. (2013) zugrunde. Für die Schätzung des 
Produktionspotenzials wird die Frühjahrsprojektion der Bundesregierung 
in BMWi und BMF (2015) verwendet. Bei Angaben zu strukturellen 
Staatsausgaben werden zudem Einmaleffekte in den Jahren 1995, 2000 
und 2010 herausgerechnet.

 2 Boysen-Hogrefe (2012) und Breuer et al (2012) diskutieren die Bedeutung 
der Zinsentwicklung für die Konsolidierung des Budgets des Bundes.
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rund 45–60  Mrd. Euro höhere Ausgaben 
für den Schuldendienst in Deutsch land ver-
ursacht. In der Tat profitiert Deutschland 
also von der aktuell sehr niedrigen Zinssitu-
ation. Jedoch sind die Zinsen nicht der ein-
zige Faktor, der die Konsolidierung der 
Staatsfinanzen erklärt.

Reformen der sozialen 
Sicherungssysteme

Auch der strukturelle Primärsaldo, der um 
konjunkturelle Effekte, sowie um Zinsausga-
ben bereinigt ist, hat sich von einem Defizit in 
Höhe von 1,1% des BIP in einen Überschuss 
in Höhe von 2,9% verwandelt und damit je-
denfalls um 4% verbessert. Der weit über-
wiegende Teil der Konsolidierung ist dabei 
nicht auf die Einnahmeseite, sondern auf die 
Ausgabenseite zurückzuführen (vgl. Abb. 2). 
Zwar hat sich die Steuerquote, insbesondere 
die Quote der direkten Steuern seit 2010 
wieder etwas erhöht; jedoch hat sich der An-
teil der Sozialabgaben am Bruttoinlandspro-
dukt reduziert (vgl. Abb. 3), so dass die kon-
junkturbereinigten Einnahmen des Staates 
insgesamt seit 2002 nur leicht (um insgesamt 
rund 1% des BIP) angestiegen sind. 

Der überwiegende Teil der strukturellen Kon-
solidierung ist auf den Rückgang der öffentli-
chen Ausgaben zurückzuführen. Abbil-
dung 4 zeigt die strukturelle Veränderung der 
einzelnen Ausgabearten als Anteil am Pro-
duktionspotenzial. Der größere Beitrag der 
fiskalischen Konsolidierung zwischen 2002 
und 2014 ist demnach durch den Rückgang 
der monetären Sozialleistungen erreicht wor-
den. Während diese Ausgaben als Anteil am 
BIP im Jahr 2002 ca. 18% betrugen, wurden 
sie bis zum Jahr 2014 auf 15,3 Prozentpunk-
te zurückgeführt, was insbesondere auf die 
Reformen der Jahre 2001 bis 2005 zurück-
zuführen ist. Zum einen zielten die Reformen 
auf die Reduzierung der Ausgaben für Lang-
zeitarbeitslosigkeit ab; zum anderen sollten 
die Ausgaben für Renten sinken, was in der 
Folgezeit auch geschah.3

Natürlich hatten die Reformen der Jahre 
2002 bis 2005 zur Konsolidierung ab 2002 

 3 Vgl. Breuer, Gottschalk und Ivanova (2012) über die 
Konsolidierungspläne der Bundesregierung im Jahr 
2003. 
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beigetragen. Zum Beispiel führte die Kürzung der Versiche-
rungsleistungen für Langzeitarbeitslosigkeit (über einem 
Jahr) dazu, dass die Leistungen an Arbeitslose einge-
schränkt wurden. In der Folge sank auch die strukturelle 
Arbeitslosigkeit, was ebenfalls zu Minderausgaben führte.

Auch die Reformen bei den Leistungen der Rentenversi-
cherung zeigten vor allem in der langen Frist Wirkung.4 So 
blieben die Rentenanpassungen für lange Zeit hinter der 
Preisentwicklung zurück, was effektiv zu einer negativen 
realen Rentenanpassung in den Jahren 2003 bis 2013 
führte (vgl. Abb. 5).5 Bei dieser Entwicklung spielen neben 
den ausgabendämpfenden Maßnahmen der Jahre 2001 
bis 2007 auch andere Faktoren, wie die konjunkturelle En-
wicklung und der Rückgang der Löhne und Gehälter als 
Anteil am BIP eine Rolle, da durch die Rentenformel der 
Anstieg der Rentenentwicklung an die Lohn- und Gehalts-
summe gekoppelt wurde. Als Anteil am BIP gingen die 
Rentenausgaben in den Jahren 2002 bis 2014 um 1,2 Pro-
zentpunkte zurück, während sich die Entwicklung des Al-
tenquotienten um 3½ Prozentpunkte (als Anteil an der Ge-
samtbevölkerung) erhöht hatte, was auf ei-
nen deutlichen Rückgang bei den Ausga-
ben der durchschnittlichen Renten hindeu-
tet (vgl. Abb. 6). 

Abschließende Bemerkungen

Verschiedene Faktoren spielen bei der güns-
tigen Entwicklung der öffentlichen Finanzen 

 4 Das Rentensystem wurde in den Jahren 2001 bis 
2007 vielfach reformiert, etwa durch die Einführung 
eines Nachhaltigkeitsfaktors, die Rentenbesteuerung, 
die Einführung des »Riester-Faktors« sowie die Erhö-
hung des gesetzlichen Renteneintrittsalters.

 5 Die reale Anpassung der Renten ergibt sich hier, wenn 
man von der nominalen Anpassung zur Jahresmitte 
die Inflationsrate des Vorjahres abzieht.
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Abb. 5 seit 2002 eine Rolle. Zunächst hatte die 

günstige Zinsentwicklung erheblich zur Kon-
solidierung der Staatsfinanzen beigetragen. 
Die Ausgaben des Staates für Vermögen-
seinkünfte reduzierten sich hierdurch um ca. 
1½–2% des BIP bzw. 45–60 Mrd. Euro. Ne-
ben der außerordentlich günstigen Zinssent-
wicklung, ist ein erheblicher Teil der fiskali-
schen Konsolidierung mit Einschnitten in die 
sozialen Sicherungs systeme erreicht wor-
den. Diese Reformen wurden überwiegend 
in den Jahren 2001 bis 2005 durchgeführt, 
entfalteten ihre Wirkung aber vor allem in 
den Folgejahren. Insgesamt sind die mone-
tären Sozialleistungen als Anteil am BIP zwi-
schen 2002 und 2014 um ca. 3 Prozent-
punkte als Anteil des BIP bzw. 80 Mrd. Euro 

jährlich gesunken. Einige Parallelen lassen sich zu den aktu-
ellen Konsolidierungsversuchen in Südeuropa ziehen. So 
haben die Reformen vor zehn Jahren ebenfalls Spuren in der 
Parteienlandschaft hinterlassen. Die damals regierende SPD 
hatte einen innerparteilichen Konflikt zu bestehen, wobei 
sich ein Teil des linken Flügels abspaltete und sich eine neue 
Partei in strikter Opposition zur Sparpolitik etablierte. In den 
vorzeitig anberaumten Wahlen wurde Gerhard Schröder ab-
gewählt. Profitiert hatte Angela Merkel, die 2005 knapp die 
Führung der Großen Koali tion übernehmen konnte. In die-
sem Sinne kann Angela Merkel vielleicht eher als Produkt, 
und weniger als Vollstrecker von Sparmaßnahmen gesehen 
werden. 
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